Jugendbegleiter-Programm: Versicherungs- und Besteuerungsfragen
1. Haftpflichtversicherung
Bei einem Personen-, Sach- und Vermögensschaden, den Jugendbegleiter/innen in Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit gegenüber Dritten verursachen, haftet das Land Baden-Württemberg nach Amtshaftungsgrundsätzen entsprechend  § 839 BGB i. V. m. Art. 34 GG.

Ein Regress gegen ehrenamtlich tätige Hilfspersonen kommt nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit in Betracht.

Wenn der/die Jugendbegleiter/in selbst einen privatvertraglichen Haftpflichtversicherungsschutz abgeschlossen hat, geht dieser gem. § 839 Abs. 1 S. 2 BGB der Amtshaftung vor. Schadensmeldungen erfolgen über die jeweilige Schule.

Eigene Sachschäden der Jugendbegleiter sind nicht abgedeckt.

2. Unfallversicherung

Betreuungsangebote von Jugendbegleitern im Rahmen des pädagogischen Konzepts des Jugendbegleiter-Angebots der Schule sind unter versicherungsrechtlichen Aspekten schulische Veranstaltungen. Aufgabe und zeitlicher Einsatz werden in einer Vereinbarung zwischen der Schulleitung und dem/der ehrenamtlichen Jugendbegleiter/in schriftlich festgelegt. Damit sind die Voraussetzungen für eine gesetzliche Unfallversicherung erfüllt. Ehrenamtliche Jugendbegleiter/innen sind somit in Ausübung ihrer Tätigkeit nach § 2 Abs. 1 Nr. 10a oder nach § 2 Abs. 2 SGB VII kraft Gesetzes unfallversichert.

Unfallmeldungen erfolgen über die jeweilige Schule an die zuständige Unfallkasse. Entsprechende Formulare sind bei der Schule und bei der Unfallkasse Baden-Württemberg in 70324 Stuttgart, Augsburger Str. 700 (Tel.: 0711/9321-0) oder in 76128 Karlsruhe, Waldhornplatz 1 (Tel.: 0721/6098-1) erhältlich bzw. können unter www.uk-bw.de heruntergeladen werden. 

3. Subsidiäre Ehrenamtsversicherung
Darüber hinaus hat das Land Baden-Württemberg zum 1. Januar 2006 einen Gruppenvertrag über Haftpflicht- und Unfallversicherung zugunsten derjenigen abgeschlossen, die sich im Land bürgerschaftlich und ehrenamtlich engagieren. Diese Versicherung ist subsidiär, greift also nur, wenn die vorgenannten versicherungs- und haftungsrechtlichen Regelungen im konkreten Einzelfall aus welchen Gründen auch immer keine Anwendung finden.  

Näheres zur Sammelversicherung des Landes geht aus dem von der Stabsstelle Bürgerengagement und Freiwilligendienste im Ministerium für Arbeit und Soziales herausgegebenen Flyer "Versicherungsschutz für bürgerschaftliches und ehrenamtliches Engagement" hervor, der im Internet unter www.buergerengagement.de heruntergeladen werden kann. Formulare zur Schadensmeldung sind unter www.ecclesia.de/Ehrenamt abrufbar.
4. Einkommensteuer
Einnahmen aus einer ehrenamtlichen, nebenberuflichen Tätigkeit als Jugendbegleiter/in sind bis zur Höhe von 1.848 EURO im Kalenderjahr nach § 3 Nr. 26 Einkommensteuergesetz steuerfrei (sog. Übungsleiterpauschale). Den Freibetrag überschreitende Vergütungsanteile sind steuerpflichtig. Die Tätigkeit ist nebenberuflich, wenn sie nicht mehr als ein setz steuerfrei (sog. Übungsleiterpauschale). Den Freibetrag überschreitende Vergütungsanteile sind steuerpflichtig. Die Tätigkeit ist nebenberuflich, wenn sie nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit eines vergleichbaren Vollerwerbs in Anspruch nimmt. Dabei sind gleichartige Tätigkeiten (z.B. Übungsleiter/in in einem Sportverein und als Jugendbegleiter/in an einer Schule oder Jugendbegleiter/in an mehreren Schulen) zusammenzufassen.  
Im Einzelfall geben hierzu die zuständigen Finanzämter oder Steuerberater Auskunft.

5. Sozialversicherung
Steuerfreie Aufwandsentschädigungen aus der Tätigkeit als Jugendbegleiter/in (s. Ziffer 4) gehören nicht zum Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung und sind daher sozialversicherungsfrei. Bei Jugendbegleiter/inne/n, deren Aufwandsentschädigung nicht die Übungsleiterpauschale von 1.848 EURO pro Jahr (entspricht 154 EURO pro Monat) überschreitet, muss daher nicht geprüft zu werden, ob ein versicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis vorliegt. 

Über die Übungsleiterpauschale hinausgehende Geldleistungen können im Rahmen der Regelungen für geringfügige Beschäftigung (Minijobs) nach § 8 SGB IV von Arbeitnehmern beitragsfrei in der Sozialversicherung vereinnahmt werden. Allerdings hat in diesen Fällen die Schule als Arbeitgeber den/die Jugendbegleiter/in bei der Bundesknappschaft (Minijob-Zentrale) anzumelden und im Falle einer geringfügig entlohnten Beschäftigung (sog. 400 Euro-Job) die für Minijobs üblichen Pauschalbeiträge dorthin abzuführen.
Zum besseren Verständnis der Anwendung des „Minijob-Rechts“ auf die Zahlung von Aufwandentschädigungen an ehrenamtlich tätige Jugendbegleiter, wird im Folgenden die Rechtslage anhand der in der Praxis am häufigsten vorkommenden Fallkonstellation dargestellt:
Jugendbegleiter mit Hauptberuf und Minijob bei einer Schule:
Neben einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung kann nur ein Minijob sozialversicherungsfrei ausgeübt werden. Jeder weitere 400-Euro-Job wird mit der Hauptbeschäftigung zusammengerechnet und dadurch sozialversicherungs- und steuerpflichtig. 
Eine nebenberufliche ehrenamtliche Tätigkeit in einer Schule kann daher mit einer finanziellen Anerkennung von bis zu 554 EURO pro Monat (400 EURO aus einem Minijob plus 154 EURO Übungsleiterpauschale oder ähnlicher Aufwandsentschädigung) verbunden werden, ohne dass der/die ehrenamtliche Tätige dafür Abgaben zur Sozialversicherung zu leisten hat. 

Beispielfall:

Ein gesetzlich krankenversicherter Arbeitnehmer übernimmt eine Nebentätigkeit als Jugendbegleiter in einer Schule. Seine Tätigkeit wird von der Schule mit monatlich 300 Euro entlohnt. Von diesem Arbeitsentgelt wird monatlich eine Aufwandsentschädigung von 154 Euro abgezogen. Hiernach handelt es sich um eine (die erste) versicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigung neben der versicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung, da das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt nach Abzug der Aufwandsentschädigung 146 Euro beträgt und damit unter der für geringfügig entlohnte Beschäftigungen geltenden Entgeltgrenze von 400 Euro liegt. Die Schule hat von den 146 Euro die für Minijobs üblichen Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen.
Wegen weiterer Informationen wird auf die Homepage der Knappschaft-Bahn-See (www.minijobzentrale.de) verwiesen. Im Übrigen wird zur auf die Richtlinien für die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfügigen Beschäftigungen (Geringfügigkeitsrichtlinie) vom 25.2.2003 hingewiesen, die zur Klärung von im Einzelfall auftretenden Rechtsfragen herangezogen werden kann.
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